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Klimawandel als Aufgabe der Regionalplanung 

1. Erkenntnisse zum Klimawandel in Deutschland 

Für Deutschland werden durch den Klimawandel bis 2100 (gegenüber 1961–1990) – in 
Abhängigkeit von der künftigen Entwicklung der Treibhausgasemissionen – ein Anstieg 
der Jahresmitteltemperatur um ca. 2 bis 4°C sowie Verschiebungen im Niederschlagsre-
gime erwartet. Regional und saisonal können die Temperaturen auch um mehr als 4°C 
steigen. Bei insgesamt in etwa gleich bleibenden Jahresniederschlägen wird gegenwär-
tig davon ausgegangen, dass die Niederschläge im Sommer abnehmen (um bis zu 40 %), 
im Winterhalbjahr jedoch zunehmen, letzteres v. a. im Süden und Südosten Deutsch-
lands (Jacob et al. 2008). Gleichzeitig sind mehr Extremwetterereignisse, wie Starkre-
gen, Stürme und Hitzewellen, zu erwarten. 

Die derzeit offensichtlichsten Folgen werden u. a. sein: Häufung bzw. Verschärfung von 
Überschwemmungen gerade im Binnenland, Anstieg des Meeresspiegels, Rückgang bei 
der Grundwasserneubildung durch höhere Verdunstung und weniger bzw. schneller ab-
fließende Niederschläge, vermehrt auftretende Hitzewellen, Sturm- und Hagelereignisse 
sowie Veränderungen der Standortbedingungen für die land- und forstwirtschaftliche 
Produktion.  

Von den skizzierten Veränderungen werden vielfältige Auswirkungen auf die Raumnut-
zungen ausgehen. Die Überschwemmungen der letzten Jahre an Flüssen (z. B. an der 
Oder 1997, an der Elbe und ihren Zuflüssen 2002) oder auch die lokale Starknieder-
schlagsflut im Juli 2008 in Dortmund haben verdeutlicht, zu welchen Schäden eine an 
extreme Hochwasserereignisse nicht angepasste Siedlungsentwicklung führen kann 
(Münchener Rück 2003). 

Die nur knapp skizzierten Folgen des Klimawandels haben weitreichende Konsequen-
zen für Raumplanung und Raumentwicklung insgesamt sowie für einzelne Handlungs-
felder, insbesondere die Wasserwirtschaft, die Freiraumsicherung, die Siedlungs- und 
Verkehrsplanung sowie die Energieversorgung:  

 Extremere Niederschlagsereignisse steigern die Gefahr von Überflutungen. Tro-
ckenperioden reduzieren die Grundwasserneubildung und damit gegebenenfalls die 
Trink- und Brauchwasserversorgung aus Grundwasser für Wohnsiedlungen, Indust-
rie und Gewerbe sowie die Landwirtschaft. Hinzu kommen ein Rückgang des Ab-
flusses in den Fließgewässern sowie deren Erwärmung, wodurch – neben einer Be-
einträchtigung des jeweiligen Ökosystems – das Kühlwasserdargebot für Kraftwer-
ke und damit die Versorgungssicherheit im Bereich der Stromversorgung insbeson-
dere in den Sommermonaten eingeschränkt werden kann. 

 Verstärkte Hitzewellen können zu einer starken Aufheizung vor allem der verstäd-
terten Siedlungsgebiete führen. Die Veränderung von Temperatur und Luftfeuch-
tigkeit hat starken Einfluss auf das Bioklima und damit das menschliche Wohlbe-
finden, die Leistungsfähigkeit und die Gesundheit. Dies ist angesichts des demogra-
fischen Wandels insbesondere im Hinblick auf die alternde Bevölkerung, aber 
ebenso für Kranke und Kinder von Bedeutung. Regionale Klimastudien, z. B. für 
die Regionen Stuttgart (VRS 2008) und Südlicher Oberrhein (RVSO 2006), zeigen 
dies exemplarisch bezüglich Wärmebelastung und Luftfeuchtigkeit. Dabei stellt 
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nicht die Erhöhung der mittleren Temperatur an sich ein Problem dar, sondern dies 
ergibt sich durch die deutliche Zunahme und räumliche wie zeitliche Ausdehnung 
der sommerlichen Temperaturextreme (z. B. der Tage mit Hitzebelastung bzw. der 
sogenannten Tropennächte) und den damit verbundenen Gesundheitsrisiken. 

 Darüber hinaus sind die unterschiedlichen Landnutzungen vom Klimawandel be-
troffen. Land- und Forstwirtschaft, aber in vielen Regionen auch der Tourismus, 
hängen mehr oder weniger unmittelbar von den klimatischen Bedingungen ab, die 
sich durch den Klimawandel ändern werden. Dies hat Folgen für die Eignung ein-
zelner Regionen für bestimmte Fruchtarten, Sorten, Schädlingsbefall oder Anbau-
weisen. Regionalwirtschaftlich relevante Konsequenzen sind auch im Hinblick auf 
die Bedeutung und Nutzung regionaler touristischer Potenziale (z. B. Wintersport in 
Mittelgebirgslagen) zu erwarten. Auch die Verbreitungsmuster von Tier- und Pflan-
zenarten unterliegen durch den Klimawandel einer Veränderung, mit Konsequenzen 
insbesondere im Hinblick auf Naturschutz und Landschaftspflege (vgl. Heiland & 
Kowarik 2008).  

Neben den Risiken durch den Klimawandel kann es in Deutschland vereinzelt auch zu 
Veränderungen mit positiven Auswirkungen auf die Raumentwicklung kommen. We-
sentliche Ursachen dafür werden insbesondere der zu erwartende Temperaturanstieg, 
die sich abzeichnende Verlängerung der Vegetationsperiode und die Zunahme der 
Strahlung im Sommer sein. Hieraus können sich regional (z. B. Mittelgebirge, feuchte 
Tallagen) auch Chancen ergeben, beispielsweise für die landwirtschaftliche Produktion 
oder den Tourismus.  

In Anbetracht der insgesamt und langfristig überwiegend negativen Auswirkungen des 
Klimawandels ist es unabdingbar, dass alle gesellschaftlichen Handlungsfelder sowohl 
für die Minderung von Treibhausgasemissionen als auch für die Anpassung an die un-
vermeidbaren Klimaänderungen genutzt werden. Die Raumordnung erscheint wegen ih-
res fach- und gebietsübergreifenden Aufgabenverständnisses dazu geeignet, einen we-
sentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung zu leisten. 

2. Handlungsmöglichkeiten der Regionalplanung für den Klimaschutz 

Auf der Basis von Analysen über die Ursachen und Minderungspotenziale zu den 
Treibhausgasemissionen auf regionaler Ebene (z. B. CO2-Bilanz der Region Hannover, 
Region Hannover 2008) oder von regionalen Energiekonzepten (z. B. Regionales Ener-
giekonzept Trier, Planungsgemeinschaft Region Trier 2001; Regionales Entwicklungs-
konzept Regenerative Energien Südlicher Oberrhein, RVSO 2005, 2007) können ziel-
orientiert Vermeidungsstrategien entwickelt werden. Die fachübergreifende Perspektive 
erlaubt der Regionalplanung, dabei die Handlungsmöglichkeiten der unterschiedlichen 
regionalen Akteure zu berücksichtigen. Die Erarbeitung oder Initiierung entsprechender 
Konzepte ist daher in den vergangenen Jahren zu einer wichtigen Aufgabe der Regio-
nalplanung geworden.  

Beiträge der Regionalplanung für den Klimaschutz ergeben sich insbesondere im Zu-
sammenhang mit der flächenhaften Sicherung der Potenziale für erneuerbare Energien, 
der Gestaltung energieeffizienter Siedlungsstrukturen sowie bei der Sicherung von 
Treibhausgassenken. 
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 Planerische Steuerung erneuerbarer Energien 

Erneuerbare Energien und die notwendigen Infrastrukturen (Anlagen, Versorgungs-
netze) sind unmittelbar raumrelevant und erfordern eine langfristige planerische 
Steuerung und Sicherung, um einerseits Potenziale zur Energieerzeugung optimal 
nutzen zu können, andererseits Nutzungskonflikte und negative Auswirkungen auf 
andere Bereiche, insbesondere Mensch und Umwelt, zu vermeiden bzw. weitgehend 
zu minimieren. Zwar erfolgt beim Ausbau der erneuerbaren Energien – z. B. beim 
Bau von einzelnen, dezentralen Anlagen – die Umsetzung auf der lokalen Ebene; 
eine überörtliche Abstimmung ist jedoch von großer Bedeutung für die Auswahl 
optimaler Standorte und die Reduktion negativer Umweltfolgen. Zudem ist eine 
langfristige Sichtweise – in Anlehnung an die Zeithorizonte der Klimaschutzziele –
erforderlich.  

Regionalpläne leisten, soweit dies in den Landesplanungsgesetzen vorgesehen ist, 
durch die Ausweisung von Eignungs-, Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien – bisher v. a. Windkraft – sowie durch Aussagen 
über die Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung und anderen Verbundsystemen ei-
nen wichtigen Beitrag zur Sicherung und Nutzung der Potenziale erneuerbarer 
Energieträger. Zu den Möglichkeiten der Steuerung von Freiflächen-Photovoltaik-
Anlagen (eine verbindliche Teilfortschreibung liegt z. B. in der Region Mittlerer 
Oberrhein vor, umfangreiche Überlegungen zum Thema hat der Regionale Pla-
nungsverband Westsachsen angestellt) sowie des Anbaus nachwachsender Rohstof-
fe besteht derzeit jedoch noch Untersuchungs- und Diskussionsbedarf. Inwieweit 
mit den vorhandenen formalen Instrumenten der Regionalplanung eine entspre-
chende Flächensicherung und Flächensteuerung erreicht werden kann, ist Gegen-
stand des Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) „Strategische Einbindung 
regenerativer Energien in regionale Entwicklungskonzepte – Folgen und Hand-
lungsempfehlungen aus Sicht der Raumordnung“ (vgl. Informationen zum MORO 
auf www.bbsr.bund.de). Die flächenhafte Steuerung der erneuerbaren Energien 
sollte stärker als bisher mit den Fragen der Netze und Netzstrukturen der Energieer-
zeugung insgesamt verbunden werden. Vor allem das Verhältnis zentraler und de-
zentraler Anlagen ist auch unter raumordnerischen Gesichtspunkten zu betrachten. 

Bei der Verwirklichung regional abgestimmter Strategien zum Ausbau regenerati-
ver Energien ergeben sich regionale Wertschöpfungspotenziale für Handwerk und 
produzierendes Gewerbe. Die gezielte Erschließung dieser Potenziale wird durch 
regionale Akteursnetzwerke aus Gebietskörperschaften, Handwerkskammern, 
Energieversorgern gefördert. Hierbei können Regionen und Regionalverbände eine 
initiierende, unterstützende und koordinierende Rolle übernehmen, wie das Beispiel 
der „Strategischen Partnerschaft Klimaschutz am Oberrhein“ (RVSO 2007, 
www.klimaschutz-oberrhein.de) zeigt. 

 Langfristige Steuerung der Siedlungsstrukturen 

Kompakte Siedlungsstrukturen, energieeffiziente Bauweisen und die Erhöhung des 
Anteils des ÖPNV im Modal-Split der Verkehrsträger können erheblich zur Einspa-
rung von Energie und damit zur Reduktion von Treibhausgasemissionen beitragen. 
Die Emissionen des Verkehrssektors machen immerhin 21 % an allen Treibhaus-
gas-Emissionen in Deutschland aus (UBA 2007). Durch die Konzentration der 
Siedlungsentwicklung und insbesondere deren Ausrichtung an der Infrastruktur des 
öffentlichen Nahverkehrs wird eine Reduzierung von klimarelevanten Emissionen 
aus dem Verkehr möglich. 
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Die bislang schon aus Gründen des Ressourcenschutzes wichtige Steuerung der 
Siedlungsflächen (Mengen und Standorte) durch die Regionalplanung gewinnt in 
Hinblick auf den Klimaschutz somit besondere Dringlichkeit. Instrumente zur ener-
getischen Optimierung der Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur stehen zur Verfü-
gung: Neben der Festlegung von Zentralen Orten, Entwicklungsachsen bzw. Ach-
senzwischenräumen und Siedlungsschwerpunkten sind dies Ziele und Grundsätze 
zum Verhältnis von Innen- und Außenentwicklung, zur Aufstellung und Führung 
von Flächenkatastern, zu Dichtevorgaben sowie zu differenzierten Siedlungsflä-
chenkontingenten für diverse Raumkategorien. Eine konsequente Anwendung die-
ser Instrumente ist zum Erreichen der langfristigen Klimaschutzziele notwendig, 
ebenso wie zum Erreichen bereits bestehender Ziele, wie der Reduktion der Flä-
cheninanspruchnahme. 

 Sicherung von Treibhausgassenken 

Die Raumordnung kann – in Unterstützung von Naturschutz und Landschaftspflege 
– zur langfristigen Sicherung bestehender natürlicher Kohlenstoffsenken, wie Moo-
ren und Wäldern, beitragen. Daneben werden derzeit Technologien zur Abschei-
dung und Speicherung von Kohlendioxid (Carbon Capture and Storage; CCS) in-
tensiv diskutiert und bedürfen noch weiterer Forschung und Entwicklung. Hierbei 
müssen auch die räumlichen Voraussetzungen für die Einlagerung frühzeitig unter-
sucht werden, um Umweltrisiken zu vermeiden und Konflikte zwischen Raumnut-
zungen zu minimieren.  

Rechtsverbindliche Normen in Regionalplänen leisten zur Umsetzung der skizzierten 
Ziele einen wesentlichen Beitrag. Die planerischen Strategien zum Klimaschutz müssen 
darüber hinaus durch informelle Instrumente der Regionalentwicklung und des Regio-
nalmanagements flankiert werden (siehe unten).  

3. Handlungsmöglichkeiten der Regionalplanung für die Klimaanpas-
sung 

Neben Strategien zur Vermeidung des Klimawandels sind solche zur Anpassung an die 
unvermeidbaren Änderungen in Folge des Klimawandels und deren raumrelevante 
Auswirkungen erforderlich. Räumliche Anpassung an den Klimawandel erfordert die 
Mitwirkung zahlreicher Akteure, Institutionen und Fachplanungen. Sie setzt voraus, 
dass 

 die Folgen für die verschiedensten regionalen Handlungsfelder abgeschätzt, 

 Vorsorgemaßnahmen entwickelt (Risikovermeidung), 

 Beteiligte und Betroffene sensibilisiert sowie 

 die geänderten Ansprüche an den Raum koordiniert und für die Raumnutzer recht-
lich verbindlich geregelt werden.  

Auf der Grundlage der Abschätzung von Einzelfolgen und der Entwicklung von sekt-
oralen Anpassungsmaßnahmen durch die Fachplanungen stellt sich für die Raumord-
nung die Aufgabe der fachübergreifenden und gesamträumlichen Zieldefinition und der 
Koordination einzelner Aktivitäten und Maßnahmen. Ziel dieser Querschnittsaufgabe 
sollte die Aufstellung abgestimmter raumbezogener Anpassungskonzepte sein. Die 
Raumordnung kann dabei aufgrund ihrer Planungshorizonte auch mittel- und langfristi-
ge Veränderungen des Klimas, der Extremwetterereignisse und der Vulnerabilität be-
rücksichtigen. Die Abwägung zwischen unterschiedlichen Nutzungen und die Aufstel-
lung langfristiger Programme und Pläne ist eine klassische Aufgabe der Raumordnung. 
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In diesem Sinne hat die Bundesregierung in der „Deutsche Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel“ (Bundesregierung 2008) die Querschnittsaufgabe Raum-, Regional- und 
Bauleitplanung an den Anfang der Risikovermeidungskette gestellt. Auch das Weiß-
buch der EU zum Klimawandel betont im Abschnitt über Infrastrukturen die Notwen-
digkeit eines strategischen, langfristig angelegten Raumplanungskonzeptes (Kommissi-
on der Europäischen Gemeinschaften 2009). Allerdings ist dies auf der regionalen Ebe-
ne bislang erst in Ansätzen verwirklicht worden (vgl. Overbeck et al. 2009). 

Zu den raumordnungsrelevanten Bereichen, in denen Anpassung an den Klimawandel 
erfolgen muss, zählen insbesondere die Sicherung von Gebieten für den vorbeugenden 
Hochwasserschutz unter geänderten Abflussverhältnissen, das Freihalten von Flächen 
für die Kalt- und Frischluftzufuhr in besiedelten Bereichen, der Küstenschutz, die Si-
cherung eines auch unter geänderten naturräumlichen Bedingungen funktionsfähigen 
Netzes von Lebensräumen von Tieren und Pflanzen, die Sicherung der Wasserressour-
cen, der Schutz vor gravitativen Massenbewegungen in Berggebieten, die Anpassung 
touristischer Infrastrukturen und der Schutz wichtiger Infrastrukturen (vgl. z. B. 
BMVBS & BBSR 2009, ergänzt). 

Die Aufgabe der Raumordnung als überfachliches, querschnittorientiertes, langfristiges 
und vorsorgendes Handlungsfeld besteht darin, die absehbaren Risiken durch zuneh-
mende Extremereignisse und die Folgen langfristiger Klimaänderungen frühzeitig deut-
lich zu machen und konsistente Handlungskonzepte abzustimmen. Angesichts der regi-
onsspezifisch unterschiedlichen Ausprägung der Folgen des Klimawandels kommt der 
Risikovorsorge und Folgenminimierung gerade auf der Ebene der Regionalplanung eine 
wichtige Rolle zu. Aufgrund der Unsicherheiten hinsichtlich der Ausmaße der langfris-
tigen Veränderungen (vgl. zu den Unsicherheiten regionaler Klimaszenarien Walken-
horst & Stock 2009) erlangen bei der Strategieentwicklung neue Kriterien Bedeutung, 
wie die Robustheit von Maßnahmen unter alternativen Szenarien oder das „No-Regret“-
Kriterium, wonach neben den angestrebten Wirkungen zur Klimaanpassung (oder zum 
Klimaschutz) auch ausreichende andere gesellschaftliche Nutzen entstehen sollen. Al-
lerdings besteht gerade in Bezug auf Möglichkeiten des Umgangs mit unsicheren Ent-
wicklungen in der Raumplanung noch erheblicher Forschungsbedarf. 

Im Rahmen der Abschätzung der Risiken durch den Klimawandel kann Raumordnung 
auf der regionalen Ebene dazu beitragen, die Verwundbarkeit von Räumen oder be-
stimmten Raumfunktionen aufzuzeigen und diese transparent in Fachplanungen und die 
Öffentlichkeit zu transportieren. Dabei ist von besonderer Bedeutung, dass sich Klima-
veränderungen und klimabezogene Extremwetterereignisse nur begrenzt beeinflussen 
lassen, wohingegen die Vulnerabilität der Bevölkerung, der Städte und Regionen durch 
vorausschauendes Handeln reduziert werden kann (z. B. Stock et al. 2009). Der vorhan-
dene Kenntnisstand bietet bereits jetzt erste Grundlagen für die Entwicklung von An-
passungskonzepten und die Umsetzung von Maßnahmen. Verzögertes Handeln kann 
demgegenüber Schadenswerte und Anpassungserfordernisse in der Zukunft erhöhen. 
Wichtige raumrelevante Aufgabenfelder werden beispielsweise sein: 

 Klimatischer Ausgleich in Städten und Stadtregionen 

Die Sicherung von klimatischen Ausgleichsflächen über Grünzüge und Grünzäsu-
ren, auf denen Frisch- und Kaltluft produziert sowie eine ausreichende Durchlüf-
tung gewährleistet werden, kann nur auf der regionalen Ebene erfolgen, da Kaltluft-
sammelgebiete und Kaltluftleitbahnen ähnlich wie Gewässereinzugsbereiche i. d. R. 
über Gemarkungsgrenzen hinaus reichen. Insofern bietet sich die Regionalplanung 
als koordinierende Institution an. Erste Handlungskonzepte auf regionalplanerischer 
Ebene liegen beispielsweise für die durch die steigenden sommerlichen Hitzegefah-
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ren besonders betroffenen Regionen Südlicher Oberrhein (RVSO 2006) und Stutt-
gart (VRS 2008) vor. 

 Vorbeugender Hochwasserschutz 

Untersuchungen der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg (LUBW 2006) 
für die verschiedenen Flussgebiete des Landes weisen – um nur ein Beispiel zu 
nennen – aus, dass bei den 100-jährlichen Bemessungshochwassern eine Erhöhung 
der Hochwasserspitzenpegel um bis zu 25 % zu erwarten ist. Die Anpassung an die-
se Veränderungen kann nicht allein durch eine Anpassung der technischen Hoch-
wasserschutzeinrichtungen (Deiche, Dämme, Flutschutzwände) geschehen, sondern 
bedarf weiter reichender, langfristig angelegter Maßnahmen, wie der vorbeugenden 
Flächenfreihaltung überschwemmungsgefährdeter Bereiche durch Bauverbot, der 
Schaffung zusätzlicher Retentionsräume sowie neuer Strategien für eine dezentrale 
Wasser- und Stoffrückhaltung bzw. Entwässerung bebauter und unbebauter Gebiete 
(z. B. Notwasserwege). Für diese Aufgaben stehen der Regionalplanung bereits 
heute geeignete Instrumente zur Verfügung. So können im Regionalplan über die 
fachplanerisch festgesetzten Überschwemmungsgebiete hinaus rückgewinnbare 
Überschwemmungsbereiche oder bebaute Bereiche, die von einem 100-jährlichen 
Hochwasser betroffen sein können, als Vorranggebiete ausgewiesen werden. Vor-
behaltsgebiete können weiterhin Gebiete kennzeichnen, die bei einem Extrem-
hochwasser betroffen sein können (z. B. Regionalplan Köln, Regionalplan Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge; vgl. Nobis & Schanze 2006). 

 Vorsorgende Ausweisung von Flächen für Naturschutz und Landschaftspflege 

Durch den Klimawandel wird es voraussichtlich auch zu Veränderungen der Stand-
ortfaktoren von naturnahen Lebensräumen kommen. Dies kann nicht nur zu einer 
Verschiebung der Artenzusammensetzung, sondern auch zu Lücken im regionalen 
und überregionalen Biotopverbundsystem führen. Im Gegensatz zu einer natur-
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisung, die nur aufgrund der aktuellen 
Schutzwürdigkeit möglich ist, kann die Raumordnung frühzeitig Puffer- und Reser-
veflächen sichern. Die Umsetzung einer wirkungsvollen vorsorglichen Flächensi-
cherung mit den Instrumenten der Regionalplanung erscheint vor allem dann Erfolg 
versprechend, wenn die Anwendung der Instrumente durch Akzeptanz erzeugende 
Maßnahmen begleitet wird, da es zu Konflikten mit anderen Flächennutzungsinte-
ressen kommen kann. 

4. Synergien und Konflikte zwischen Klimaschutz und Klimaanpassung 
auf der Ebene der Regionalplanung 

Bei den beiden Aufgabenfeldern Klimaschutz und Klimaanpassung handelt es sich um 
„zwei untrennbare Handlungserfordernisse“ (Böhm 2007), die nicht isoliert voneinander 
betrachtet werden können. Der Zusammenhang ergibt sich zunächst aus inhaltlichen 
Gründen, da die Anstrengungen zum Klimaschutz – zumindest global gesehen – die 
Ausmaße der Klimaänderungen und -folgen und damit die Erfordernisse der Klimaan-
passung bestimmen. Des Weiteren existieren potenzielle Synergien und Konflikte zwi-
schen den Aktivitäten für den Klimaschutz einerseits und für die Klimaanpassung ande-
rerseits, deren Bedeutung im Einzelfall genau zu berücksichtigen ist. Und nicht zuletzt 
werden beide Bereiche gerade in der öffentlichen Diskussion bzw. im Bewusstsein der 
Bevölkerung meist zusammen gedacht und diskutiert, wie an verschiedenen regionalen 
und kommunalen Anpassungskonzepten abzulesen ist (z. B. die Modellvorhaben Land-
kreis Neumarkt/Oberpfalz, Region Stuttgart und Mittlerer Oberrhein/Nordschwarzwald 
im MORO „Raumentwicklungsstrategien zum Klimawandel“, vgl. Informationen zum 
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MORO auf www.bbsr.bund.de, oder am Beispiel der Stadt Bocholt als Preisträger des 
Wettbewerbs KlimaKommune NRW, Stadt Bocholt 2008). 

In Bezug auf die potenziellen Synergien und Konflikte sollte bei allen Maßnahmen, die 
dem Klimaschutz dienen, geprüft werden, ob diese auch unter den Bedingungen des 
klimatischen Wandels langfristig zu einer Entlastung beitragen können bzw. tragfähig 
sind. Ebenso dürfen Maßnahmen der Klimaanpassung nicht dem Klimaschutzziel ent-
gegenlaufen. Konflikte können sich beispielsweise bei der Gestaltung von Siedlungs-
strukturen ergeben: Hohe bauliche Dichte kann der Energieeinsparung im Gebäude- und 
Verkehrsbereich dienen, gleichzeitig jedoch zu Wärmeinseln und somit zur Verstärkung 
der Auswirkung des Klimawandels führen. Umgekehrt kann mit einer sehr aufgelocker-
ten Siedlungsstruktur das Ziel der Reduzierung des Verkehrs und somit der Einsparung 
von Energie konterkariert werden. Dementsprechend sind jeweils sorgfältige Analysen 
beider Bereiche und Abwägungen mit Blick auf die jeweilige regionale Situation not-
wendig. 

Grundsätzlich eignen sich Synergien zwischen verschiedenen Maßnahmen gut dazu, die 
oft divergierenden Interessen einzelner Akteure zusammenzubringen und für die Betei-
ligten Win-Win-Situationen zu erzeugen. Allerdings ist derzeit noch weitgehend offen, 
wo sich Synergieeffekte ergeben werden bzw. wo und wie diese herbeigeführt werden 
können. Notwendig sind daher eine Gegenüberstellung der Klimaschutz- und Anpas-
sungsmaßnahmen und deren fachübergreifende Bewertung (vgl. BBSR & BMVBS 
2009). Dabei sind auch die zeitliche und die räumliche Dimension zu beachten, denn 
zwei sich scheinbar widersprechende Maßnahmen können dennoch sinnvoll sein, wenn 
sie zu verschiedenen Zeitpunkten oder in unterschiedlichen Räumen ergriffen werden.  

5. Climate Change Governance: Weiterentwicklung der Instrumente, 
Verfahren und Organisation  

Zur Regelung der Anforderungen von Klimaschutz und Klimaanpassung kommt eine 
Vielzahl von Instrumenten und Verfahren der Raumordnung und der Fachplanungen 
zum Einsatz. Diese Regelungsformen sowie die institutionelle Organisation bilden zu-
sammen die jeweilige Climate Change Governance einer Region. Das klassische In-
strument der Regionalplanung zur Steuerung baulicher Nutzungen ist die Ausweisung 
von Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung (Siedlungsbereiche etc.), Grünzügen und 
Grünzäsuren bzw. Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für besondere Freiraumfunktionen, 
z. B. den Hochwasserschutz (siehe oben). Wie diese können auch die mit Planungspro-
zessen verbundenen Verfahren der Umweltfolgenabschätzung (UVP, SUP) sowie 
Raumordnungsverfahren zielführend für die Anpassung von Räumen an den Klima-
wandel genutzt werden. Die Behebung von Schäden nach wetterbezogenen Extremer-
eignissen, die sich im Zuge des Klimawandels verstärken werden, sind wesentlich teurer 
als präventive Maßnahmen, z. B. im Bereich des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
oder im Bereich der Infrastruktur. Vorsorgeaspekte sollten daher unter den Randbedin-
gungen des Klimawandels stärker und konsequenter berücksichtigt werden als bisher. 
Dabei können sowohl die fach- und gebietsübergreifende Begründung von Anpas-
sungsmaßnahmen als auch die Festlegung als Ziele der Raumordnung zentrale Beiträge 
für konsistente Anpassungsstrategien leisten.  

Das bestehende Instrumentarium der Raumordnung ist allerdings überwiegend darauf 
ausgelegt, den Siedlungszuwachs zu steuern. Für den Umgang mit den zentralen heuti-
gen Herausforderungen, neben dem Klimawandel z. B. auch der demografische Wandel 
und Schrumpfungsprozesse sowie die Globalisierung und ihre Folgen, erscheint das In-
strumentarium nicht optimal. Auch konnten in der Vergangenheit zentrale Ziele der 
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Raumordnung, z. B. die Minderung der Flächeninanspruchnahme, teilweise nicht er-
reicht werden. Dies gilt insbesondere auch für die beschränkten Möglichkeiten raum-
ordnerischer Instrumente, auf den Bestand Einfluss zu nehmen. Eine Weiterentwicklung 
und Schärfung ist somit notwendig, wie auch diesbezügliche Forschung und modellhaf-
te Umsetzung in der Praxis. Zu diskutieren sind auch die Möglichkeiten der Rücknahme 
bestehender planerischer Festlegungen sowie von Festlegungen auf Zeit.  

Angesichts der zu erwartenden Veränderungen und der bestehenden Unsicherheiten der 
Klimamodellrechnungen kommt der periodischen Raumbeobachtung und der umfas-
senden Berichterstattung im Sinne eines Monitoring und einer Erfolgskontrolle eine zu-
nehmende Bedeutung zu. Dadurch können einerseits Tendenzen des Klimawandels re-
gional sichtbar gemacht und andererseits planerische Entscheidungen regelmäßig über-
prüft werden. 

Raumordnung muss unter den aktuellen Bedingungen des globalen und regionalen 
Wandels allerdings über die Erstellung von Raumordnungsplänen hinausgehen und 
stärker als Prozess verstanden werden. Ziel sollte es sein, parallel zur Planerstellung 
Koordinations- und Umsetzungsprozesse zu initiieren und entsprechende informelle In-
strumente einzusetzen. Hierbei ist es die Aufgabe der Regionalplanung, nicht nur die 
räumlichen Probleme zu erkennen und zu analysieren, sondern auch die relevanten Ak-
teure der Region zusammenzubringen. In Bezug auf den Klimaschutz und die Klimaan-
passung sollten somit formelle und informelle Instrumente eng miteinander verknüpft 
werden. Ziel ist die Entwicklung eines Instrumenten-Mixes, in dem sich „harte“ und 
„weiche“ Instrumente mit ihren jeweiligen Stärken ergänzen (Schlipf et al. 2008). 

In Bezug auf die institutionelle Organisation gibt es für viele Bereiche von Klimaschutz 
und Klimaanpassung bereits umfassende Lösungen auf verschiedenen Ebenen, etwa in 
Energiewirtschaft, Wasserwirtschaft oder Katastrophenschutz. Nicht immer sind die 
einzelnen Institutionen jedoch ausreichend miteinander vernetzt; gerade Wechselbezie-
hungen zwischen unterschiedlichen Handlungsbereichen werden häufig nicht ausrei-
chend beachtet. Die Regionalplanung sollte deshalb ihre Kompetenzen und Kapazitäten 
in die stärkere Vernetzung der bestehenden Organisationsstrukturen einbringen und die 
eigenen Aktivitäten mit diesen abstimmen. Klimaschutz und Klimaanpassung sollten als 
Aufgabe bestehender Verwaltungseinheiten verstanden und gegebenenfalls darüber hin-
aus in zusätzlichen intermediären Einrichtungen organisiert werden, die in dem Spiel-
feld zwischen öffentlicher Hand, Wirtschaft und Zivilgesellschaft agieren (Knieling 
2009). Die Regionalplanung kann als Kooperations- und Dialogplattform selbst Ver-
antwortung für Klimaschutz und Klimaanpassung übernehmen, zumindest aber sollte 
sie andere Einrichtungen, soweit diese zuständig sind, unterstützen. Dazu kann sie ihre 
zumeist breite Informationsbasis, ihre Erfahrungen im Prozessmanagement und ihre 
Netzwerke zur Verfügung stellen und im Hinblick auf die neuen Aufgaben erweitern. 

Ergebnis dieser informellen Prozesse können regionale Akteursnetzwerke sein, die z. B. 
als Klimaagentur o. ä. intermediär organisiert sind, deren Ziele und Strategien durch 
Festlegungen in der Regional- und Bauleitplanung einen verbindlichen Ordnungsrah-
men erhalten und die zugleich durch Kommunikation und Anreizinstrumente die regio-
nale Entwicklung in Richtung von Klimaschutz und -anpassung optimieren. Dabei sind 
keine allgemein gültigen Lösungsansätze zu erwarten, sondern eine „Climate Change 
Governance“ sollte je nach Handlungsfeld, etwa Energieerzeugung, Bauen, Verkehr und 
Mobilität oder Hochwasserschutz, und je nach regionalen Besonderheiten spezifisch 
und bedarfsgerecht im Hinblick auf die gewählte Organisation sowie die eingesetzten 
formalen und informellen Instrumente ausgestaltet werden. Für den Aufbau dieser 
Strukturen sind jedoch die entsprechenden Rahmenbedingungen auf übergeordneter 
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Ebene zu schaffen. So sind beispielsweise die gegenwärtigen personellen und finanziel-
len Kapazitäten der Regionalplanung hierfür überwiegend nicht ausreichend. 

6. Bedeutung adressatengerechter Kommunikation, Öffentlichkeitsbe-
teiligung und Bewusstseinsförderung 

Für Klimaschutz und Klimaanpassung sind Kommunikation, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Bewusstseinsförderung von besonderer Bedeutung, da für beide Aufgaben die Zu-
sammenarbeit ganz verschiedener öffentlicher und privater Akteure notwendig ist. Die 
Kommunikation trägt dazu bei, dass die Ziele und Strategien von Klimaschutz und Kli-
maanpassung die entsprechenden Adressaten erreichen, indem sie die Planungs- und 
Entwicklungsprozesse sowie die formellen Regelungsformen aus Regional-, Bauleit- 
und Fachplanung um Elemente der Vermittlung von Informationen und aktive Partizipa-
tion ergänzen (vgl. Bischoff et al. 2005). Adressaten sind dabei zum einen Bürgerinnen 
und Bürger (z. B. zur Umsetzung von Klimaschutz- oder Anpassungsmaßnahmen im 
Wohnsiedlungsbestand), zum anderen Verbände und Einrichtungen als Multiplikatoren 
für die Bewusstseinsförderung. 

In der Regionalplanung beschränkt sich die Öffentlichkeitsbeteiligung oft noch auf die 
formalen Erfordernisse, jedoch haben einzelne Regionen auch bereits weitergehende Er-
fahrungen gesammelt (vgl. Danielzyk u. a. 2003). In Bezug auf den Klimawandel stellen 
sich für die Regionalplanung in Bezug auf Kommunikation, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Bewusstseinsförderung verschiedene Aufgaben: Zum einen kann sie Promotor re-
gionaler Klimaschutz- und Klimaanpassungskonzepte sein. Aufgrund ihrer übersektora-
len Sichtweise und des regionalen Bezugs ist gerade die Regionalplanung hierfür prä-
destiniert (s. unter 5.). Zum anderen kann sie mit Hilfe von Monitoring und Controlling 
Transparenz über den tatsächlichen Verlauf des Klimawandels sowie über die Errei-
chung der Ziele des Klimaschutzes und der Klimaanpassung in der Region schaffen.  

7. Fazit 

Raumordnung (und dabei insbesondere die Regionalplanung) ist mit ihrem überfachli-
chen und überörtlichen Ansatz eine maßgebliche Institution, um integrative Vorsorge-
strategien zu entwickeln und umzusetzen. Dieses Potenzial sollte in jedem Fall auch für 
den Umgang mit dem Klimawandel genutzt werden. Dabei sind gleichzeitig sowohl der 
Klimaschutz als auch die Klimaanpassung einzubeziehen und unter der Berücksichti-
gung von Synergien und Konflikten aufeinander abzustimmen. Weder die Ursachen 
noch die Konsequenzen des Klimawandels machen an fachlichen und administrativen 
Grenzen Halt (Becker et al. 2008, Greiving & Fleischhauer 2008). Vermeidungs- und 
Anpassungsstrategien müssen daher auch auf der regionalen Ebene entwickelt und ko-
ordiniert werden, in enger Abstimmung mit den Fachplanungen und der kommunalen 
Ebene, die überwiegend für die Umsetzung der Ziele und Maßnahmen zuständig sind. 
Für diese Aufgabe sind auf den übergeordneten Ebenen (EU, Bund, Länder) geeignete 
Voraussetzungen erforderlich (vgl. ARL 2007; Ritter 2007). 

Aufgrund der Bedeutung der regionalen Ebene sollte diese deutlicher als Handlungs-
ebene erkannt und genutzt werden. Lokale Betrachtungen und sektorale Planungen al-
lein sind in Anbetracht der starken Verflechtungen von Stadt und Umland, der überört-
lichen Konsequenzen des Klimawandels und der Berührungspunkte zwischen den ver-
schiedenen Handlungsfeldern nicht ausreichend. Auf die Regionalplanung kommen 
damit neue Herausforderungen und Steuerungsaufgaben im Hinblick auf die Umsetzung 
der raumordnerischen Leitbilder der Gewährleistung der Daseinsvorsorge und gleich-
wertiger Lebensbedingungen sowie einer nachhaltigen Entwicklung zu. Dies beinhaltet 

 9



Klimawandel als Aufgabe der Regionalplanung 

insbesondere Instrumente zur Sicherung der Potenziale von Regionen für die Minderung 
von Treibhausgasemissionen (z. B. durch raum- und umweltverträgliche Standortpla-
nung für erneuerbare Energien) sowie zur langfristigen Risikovorsorge (z. B. Freihalten 
der Überflutungsflächen zur Pufferung von Extremereignissen). Bestehende Ziele der 
Umweltvorsorge, wie beispielsweise die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, 
müssen vor diesem Hintergrund zudem konsequenter umgesetzt werden. Das klassische 
Instrumentarium sollte hierfür aufgabenbezogen weiter entwickelt werden. 

Daneben sind neue Chancen für die Regionalentwicklung, z. B. neue wirtschaftliche Po-
tenziale oder eine mögliche Steigerung landwirtschaftlicher Erträge, in integrierte Kon-
zepte zur Klimaanpassung einzubeziehen. Gerade die regionale Ebene ist prädestiniert 
dazu, Wertschöpfungspotenziale durch technisch-bauliche Klimaschutzinvestitionen 
aufzuzeigen sowie die entsprechenden Umsetzungsprozesse mit den maßgeblichen Ak-
teuren zu organisieren. Informelle Prozesse erlangen in diesem Zusammenhang zur 
Formulierung und Umsetzung abgestimmter und entwicklungsfähiger Strategien eine 
zunehmend wichtigere Bedeutung. 

An der Schnittstelle zur lokalen Ebene der Bauleitplanung kann ergänzend der Einbin-
dung der Bürgerinnen und Bürger in die Diskussions- und Entscheidungsprozesse eine 
wichtige Rolle zukommen. Damit lässt sich die Bewusstseinsbildung fördern sowie die 
Akzeptanz von Planungen und Maßnahmen wie auch die Eigenverantwortlichkeit von 
potenziell Betroffenen steigern. Die Regionalplanung kann diesbezüglich in erster Linie 
unterstützend für die nachgeordneten Planungsebenen und in enger Zusammenarbeit mit 
diesen agieren.  

Insgesamt verdeutlichen die Herausforderungen durch den Klimawandel, dass sich die 
Regionalplanung stärker zu einem Prozessmanagement wandeln muss, in dem fach- und 
gebietsübergreifende Entwicklungsprozesse initiiert, begleitet und umgesetzt werden. 
Damit erhält die Regionalplanung in der heute oft von Deregulierung und ökonomi-
schen Argumenten geprägten Diskussion eine erweiterte Rolle und ein neues Gewicht. 
Neben den rechtlichen und strukturellen Voraussetzungen ist hierfür allerdings insbe-
sondere eine adäquate finanzielle und personelle Ausstattung notwendig.  
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